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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die bestehende Garagen- und Stellplatzatzung (GaStS) entspricht nicht den Anforderungen 
gemäß der Änderung der Bayerischen Bauordnung am 01.10.2025 und würde deshalb zum 
30.09.2025 außer Kraft treten. 
 
Hinsichtlich der baurechtlichen Prüfung wäre das Entfallen der GaStS eine Erleichterung, da 
die Berechnung, Prüfung und Recherche in den Altakten wegfallen würden. 
 
Dies könnte eine Mehrbelastung für andere Fachgebiete bedeuten, z.B. Amt für Mobilität, 
Straßenverkehrsamt und langfristig zu einem erhöhten Parkdruck im öffentlichen Raum 
führen. 
 
In der GaStS ist eine maximale Zufahrtsbreite und die Größe der Stellplätze festgelegt. 
Sollte die GaStS entfallen, erlöschen auch diese Festsetzungen. 
 
Die Zufahrtsbreite kann voraussichtlich über eine separate Satzung des 
Straßenverkehrsamts geregelt werden. 
 
Für die Größe der Stellplätze außerhalb von Garagen gibt es dann keine rechtliche 
Grundlage mehr.  
 
Nach Auffassung des Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr ist die 
detaillierte Regelung der Größe eines Stellplatzes nicht erforderlich, ein Stellplatz 
bereits sachlogisch so ausgestaltet sein muss, dass er Platz für ein handelsübliches Kfz 
bietet. 
 
Festsetzungen über Größe der Stellplätze und Zufahrtsbreiten, können nach Inkraftreten der 
Gesetzesänderung am 01.10.2025 nicht mehr geregelt werden. Bei einer Änderung vor 
diesem Termin könnten hier noch Festsetzungen getroffen werden. 
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Die Pflicht zur Herstellung von Fahrradstellplätzen und dem Bau von Elektroladestationen 
darf weiterhin in einer Satzung geregelt werden. 
 
Juliane Buchner 
Dipl.-Ing. (FH), Architektin 




